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 Aufhebungs- und 
Erstattungsbescheide 

   
 Aufrechnung 
 
 Vorläufige Bewilligung/Endgültige 

Festsetzung 
 



Zeitplan 
 1. Themenkomplex Aufhebungs- und 

Erstattungsbescheide 
- Theoretischer Teil 
- Päuschen 
- Praktischer Teil 

 2. Themenkomplex Aufrechnung 
Päuschen 

 3. Themenkomplex Vorläufige 
Bewilligung/ Endgültige Festsetzung 

 4. Sonstiges 
 
 

 



Aufhebungsbescheide 

Aufhebung 

Widerruf  eines  
rechtmäßigen  

von VA`s mit Dauer- 
wirkung  

bei Änderung  
der Verhältnisse §48 SGB X 

Rücknahme eines 
rechtswidrigen 

nicht begünstigenden  
Bescheides   
§44 SGB X 

begünstigenden  
Bescheides   
§45 SGB X 

nicht begünstigenden  
Bescheides   
§46 SGB X 

begünstigenden  
Bescheides   
§47 SGB X 



Rücknahme nach § 44 SGB X 
 WANN wendet man § 44 SGB X an? 
 nicht begünstigender, 
 rechtswidriger Bescheid 
 durch falsche Rechtsanwendung oder 
 Subsumtion eines falschen oder unvollständigen Sachverhalts 
 mit der Folge von Nichterbringung von Leistungen  
 auf Antrag oder von Amtswegen 
 
 WO findet man den Rücknahmebescheid?      

     → in comp.ASS: im Briefeditor lfd.LSB Stattgabe-Aufhebung     
§ 44 SGB X  

 
 VERFAHREN? 
      - unter Beachtung der Jahresfrist § 40 Absatz 1 Satz 2 SGB II i. V. m.  

§ 44 Absatz 4 Satz 1 SGB X 
 
 



Rechtsfolgen § 44 SGB X 

 Rücknahme des Bewilligungsbescheids für 
die Vergangenheit und Zukunft 

 Nachzahlung der zu Unrecht nicht 
gezahlten Sozialleistungen 

 Ausnahme: keine Aufhebung, wenn der 
ursprüngliche Bewilligungsbescheid auf 
Angaben beruht, die der Betroffene 
vorsätzlich unrichtig oder unvollständig 
gemacht hat 
 
 



Rücknahme nach § 45 SGB X 

 WANN wendet man § 45 SGB X an? 
 Begünstigender Bescheid 
 der von Anfang an rechtswidrig ist. WICHTIG: 

Bekanntgabe beachten! 
 Kein Vertrauensschutz 

 
 WO findet man den Rücknahmebescheid?      

     → in comp.ASS: im Briefeditor Rückforderung §45 …SGBX 
 
 VERFAHREN? 
      - nach Anhörung  
      - als individualisierter Rücknahmebescheid 
      - unter Beachtung der Jahresfrist 
 
 



Vertrauensschutz §45 Absatz 2 SGB X 

IST UNTER FOLGENDEN VORAUSSETZUNGEN ZU  
BEJAHEN: 
 Verbrauch erhaltener Leistungen 
 Vermögensdispositionen, die  
     - nicht oder 
     - nur unter unzumutbaren Nachteilen rückgängig   
       gemacht werden können UND 
 das Vertrauen des Begünstigenden unter Abwägung  
      mit dem öffentlichen  Interesse schutzwürdig ist 
 



Vertrauensschutz §45 Absatz 2 SGB X 
GESETZLICH GEREGELTER AUSSCHLUSS DES  
VERTRAUENSSCHUTZES FÜR ABS.2 S.3: 
 
 § 45 Absatz 2 Satz 3 Nr.1: 
       - arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung 
 
 § 45 Absatz 2 Satz 3 Nr.2: 
      unvollständige oder unrichtige Angaben 
      - in wesentlicher Beziehung 
      - durch die begünstigte Person 
      - vorsätzlich oder grob fahrlässig 
 
 § 45 Absatz 2 Satz 3 Nr.3: 
     - Kenntnis der Rechtswidrigkeit oder 
     - Unkenntnis infolge grober Fahrlässigkeit 
      
 
 
 



Allgemeine Vertrauensschutzabwägung     
§ 45 Abs.2 Satz 1 SGB X 

 Falls weder eine positive (Abs. 2 Satz 2), noch eine 
negative Vertrauensschutzentscheidung (Abs.2 Satz 3) 
vorgezeichnet ist, richtet sich die Abwägung nach dem 
allgemeinen Grundsatz Abs.2 Satz 1. Hiernach ist das 
Vertrauen nicht schutzwürdig, wenn das öffentliche 
Interesse an der Rücknahme des rechtswidrigen 
Verwaltungsaktes unter Berücksichtigung aller Umstände 
des Einzelfalls das private Interesse des Betroffenen an 
der Aufrechterhaltung des Verwaltungsaktes überwiegt.  

 
→ Hauptanwendungsfall: Aufhebung für die Zukunft 



Rechtsfolgen des § 45 SGB X 

Keine Rücknahme für die Vergangenheit 
 bei Vertrauensschutz  

 
  
Rücknahme des rechtswidrigen VA für die Zukunft 
 kein Vertrauensschutz (entfällt spätestens mit Anhörung) 
 kein Vorliegen der Voraussetzungen nach § 45 Absatz 2 Satz 3 Nr.1,  
   und/oder Nr. 2 und/oder Nr.3 SGB X 

Rücknahme des rechtswidrigen VA für Zukunft  
UND Vergangenheit 
 bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 45 Absatz 2 Satz 3 Nr.1,  
   und/oder Nr. 2 und/oder Nr.3 SGB X 
 



Widerruf nach  § 47 Absatz 2 Nr. 1 
SGB X 

 WANN wendet man § 47 SGB X an? 
 Rechtmäßiger, 
 begünstigender Bescheid, der zweckgebundene Geld- oder 

Sachleistung bewilligt 
 welche nicht für den vorgesehenen Zweck verwendet wurde 
 Kein Vertrauensschutz 

 
 WO findet man den Rücknahmebescheid?      

     → in comp.ASS: im Briefeditor vorraussichtl. ab 01.04.2012 
 
 VERFAHREN? 
      - nach Anhörung  
      - als individualisierter Widerrufsbescheid 
      - unter Beachtung der Jahresfrist 

 
 
 



Rechtsfolgen des § 47 Absatz 2 Satz 
1 SGB X 

Keine Rücknahme 
 bei Vertrauensschutz  

 
  Rücknahme des VA für Zukunft UND Vergangenheit 
 bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 47 Absatz 2 Satz 2-4 SGB X 
 



Aufhebungsbescheide nach § 48 SGB X 

 Änderungsbescheid nach § 48 Absatz 1 Satz 1 
SGB X (Änderungen mit Wirkung für die 
Zukunft) 
 

 Änderungsbescheid nach § 48 Absatz 1 Satz 2 
Nr. 1 SGB X (Änderung zugunsten mit Wirkung 
für die Vergangenheit) 

 
 Aufhebungsbescheide nach § 48 Absatz 1 Satz 

2 Nr. 2-4 SGB X 
 



Änderungsbescheide für die Zukunft 

 

 WANN nimmt man sie? 
    - bei in der Zukunft eintretenden Veränderungen 

innerhalb des Bewilligungszeitraumes. WICHTIG: 
Bekanntgabe beachten! 

     - egal ob begünstigende  
     - oder belastender Wirkung 
 

 WO findet man sie? 
     - im Gesetz: § 48 Absatz 1 Satz 1 SGB X 
     - in comp.ASS: aus der LSB 



Änderungsbescheide für die 
Vergangenheit 

 
 WANN nimmt man sie? 
    - bei Veränderungen die zwar in der 

Vergangenheit, aber immer noch innerhalb des 
jeweiligen Bewilligungszeitraumes liegen  

     - und begünstigend sind      
 

 WO findet man sie? 
     - im Gesetz: § 48 Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 SGB X 
     - in comp.ASS: neu vermutlich ab 01.04.2012 



Aufhebungen nach § 48 Absatz 1 
Satz 2 Nr.2-4 SGB X 

 WANN nimmt man sie? 
 Verwaltungsakt mit Dauerwirkung 
 Wesentliche Änderung in den tatsächlichen oder rechtlichen 

Verhältnissen NACH Erlass des Bewilligungsbescheides. Hier 
liegt die wesentliche Abgrenzung zu der Aufhebung nach § 45 
SGB X 

 Jahresfrist § 45 Abs. 4 Satz 2 SGB X 
 Vorliegen einer oder auch mehrerer Nummern des  Abs.2 S.2  
 WO findet man sie? 
→ in comp.ASS: im Briefeditor Rückforderung §48 …SGBX 

 VERFAHREN? 
      - nach Anhörung  
      - als individualisierter Aufhebungsbescheid 
      - unter Beachtung der Jahresfrist 
 



§ 48 Absatz 1 Satz 2 Nr.2-4 SGB X 
 § 48 Abs. 1 S. 2 Nr. 2: 
     - Betroffener ist einer durch Rechtsvorschrift 

vorgeschriebenen Mitteilungspflicht vorsätzlich oder grob 
fahrlässig nicht nachgekommen 

 § 48 Abs. 1 S. 2 Nr. 3: 
      - es wird Einkommen oder Vermögen nach 

Antragsstellung erzielt, das den Anspruch gemindert 
oder ausgeschlossen hätte 

 § 48 Abs. 1 S. 2 Nr. 4: 
     - vorsätzliche oder grob fahrlässige Kenntnis 
     - über die Minderung oder Wegfall des Anspruches kraft 

Gesetzes 
       

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Rechtsfolgen § 48 Absatz 1 Satz 2 
Nr.2-4 SGB X 

 Der Bewilligungsbescheid ist bei 
Vorliegen einer oder mehrerer Nummern 
vom Zeitpunkt der Änderung der 
Verhältnisse (=Vergangenheit) 
aufzuheben 

 
 Beachte bei der Einkommensanrechnung 

das Zuflussprinzip ( § 48 Abs.1 S.3 SGB 
X) 



Abgrenzung §45/48 SGB X 

Wann nehme ich § 45 SGB in 
Abgrenzung zu § 48 SGB X? 
 

→ Wenn der Bescheid von Anfang an 
rechtswidrig, ist man in der 
Prüfung des § 45 SGB X, falls nicht 
in der Prüfung des § 48 SGB X.  



Jahresfrist  

 Normiert im § 45 Abs. 4 S. 2 SGB X 
 Beachte: 
    - ab Kenntnis der objektiven und subjektiven 
       Aufhebungstatsachen 1 JAHR 
     - die 1-Jahresfrist beginnt spätestens nach  
       Ablauflauf der Anhörungsfrist (§ 24 SGB X)  
       zu laufen 
      
 



Individualisierung 

 Aufhebung gegenüber allen BG-Mitglieder  
    -individuell gegenüber allen volljährigen BG-Mitgliedern 

(Unterschrift im Antrag nicht vergessen!) 
    - bei minderjährigen BG-Mitglieder an den/die 

gesetzliche/n Vertreter/in 

 
 Darstellung der Einzelansprüche 

(Aufhebungsumfang) 
     - für jedes BG-Mitglied 
     - für jeden Monat 
 



Schlechtes Beispiel 



Schlechtes Beispiel 



ERSTATTUNGSBESCHEIDE §50 SGB X 

 Die Erstattung zu Unrecht erbrachter 
Leistungen, d. h. die Rückforderung richtet sich 
für alle Aufhebungsbescheide nach § 50 SGB X 

 Die Erstattung ist durch schriftlichen 
Verwaltungsakt festzusetzen und soll mit der 
Aufhebung des Verwaltungsaktes verbunden 
werden 

 Auch Leistungen die ohne Bescheid zu Unrecht 
erbracht wurden, müssen erstattet werden  

    § 50 Abs. 2 SGB X 
 

 



Sonderregelung zur Erstattung 

 Nach § 40 Absatz 4 Satz 1 SGB II mindert sich 
abweichend zu § 50 Absatz 1 SGB X der 
Erstattungsbetrag der KdU (ohne 
Heizung&Warmwasser) um 56% 

 WENN  
 keine Vertrauensausschlussgründe nach § 45 

Abs. 2 Satz 3 vorliegen 
 kein Verschulden nach § 48 Absatz 1 Satz 2 

Nr.2+4 SGB X vorliegt 
 es sich um eine vollumfängliche Aufhebung 

handelt 
 



PÄUSCHEN 













Aufrechnung 
 

 WANN wendet man sie an? 
    - im laufenden Leistungsbezug 
    - bei Vorlage eines bestandskräftigen 
    - Erstattungs- bzw. Ersatzanspruches 

 
 WO findet man sie? 
     - im Gesetz: § 43 SGB II 
     - in comp.ASS: im Briefeditor unter „lfd. LSB. Aufrechnung im laufenden 

BWZ“ oder als Textbaustein über LSB 
 

 WIE wendet man sie an? 
     - nach Anhörung (nicht erforderlich bei Gesamtforderung unter 70,00 

€) 
      - als individualisierten Aufrechnungsbescheid 
      
 
 



Bestandskräftige Ersatz- und 
Erstattungsansprüche 

Ersatz- und Erstattungsansprüche 
werden bestandskräftig, wenn 

 
 die Widerspruchs- bzw. Klagefrist abgelaufen 

ist und 
 kein Widerspruch eingelegt bzw. keine Klage 

erhoben wurde 

 → erst danach kann der Aufrechnungsbescheid 
erlassen werden ! 

 



Ersatz- und Erstattungsansprüche im 
Sinne des § 43 SGB II 

 Ersatzansprüche 
    - § 34 SGB II 
    - § 34 a SGB II 

 
 Erstattungsansprüche 
  - Vorschuss § 42 Absatz 2 Satz 2 SGB I 
  - Vorläufe Leistungen (bei Streitigkeiten über Zuständigkeit der 

Leistungsträger) § 43 Absatz 2 Satz 1 SGB I 
  - Vorläufige Leistungen § 328 Absatz 3 Satz 2 SGB III 
  - § 45 SGB X i. V. m. § 50 SGB X 
  - § 47 Absatz 2 i. V. m. § 50 SGB X 
  - § 48 SGB X i. V. m. § 50 SGB X 
 

   



Begrenzungen der Aufrechnung 

 Begrenzung der Aufrechnung im Leistungsmonat auf 
30% insgesamt 

 
 Neue Aufrechnungserklärung über 30% lässt alte 

Aufrechnungserklärung entfallen 
 

 Neue Aufrechnungserklärung über 30% lässt 
Darlehenstilgung entfallen 

 
 Aufrechnungserklärung kann nicht für die Vergangenheit 

erklärt werden 
 

 Aufrechnung kann längstens bis zum Ablauf von 3 Jahren 
vollzogen werden 



Anspruch gem. Aufrechnungshöhe in % 
§ 42 Abs. 2 S. 2 SGB I 10 

§ 43 Abs. 2 S. 1 SGB I 10 

§ 328 Abs. 3 S. 2 SGB III 10 

§ 48 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 i.V.m. § 50 SGB X 10 

§ 34 SGB II  30 

§ 34 a SGB II 30 

§ 45 i.V.m. § 50 SGB X 30 

§ 48 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 i.V.m. § 50 SGB X 30 

§ 48 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 i.V.m. § 50 SGB X 30 

§ 47 Abs. 2 i.V.m. § 50 SGB X 30 

Aufrechnungshöhe 



Aufrechnungsbeginn im laufenden 
BWZ  

 Bescheid aus dem Briefeditor muss 
gegenüber allen Erstattungspflichtigen 
erlassen werden  

 Aufhebung aller bereits erlassenen 
Bescheide   

 bei Überschreitung des Höchstbetrages von 
30 % → Erledigung der vorangegangenen 
Aufrechnungen bzw. Darlehenstilgungen 
(Erklärung im Bescheid enthalten)    

 Anordnung der sofortigen Vollziehung 
(Erklärung im Bescheid enthalten) 



Aufrechnungsbeginn zum neuen 
BWZ 

 Aufrechnungstextbausteine: 
      1. Aufrechnungserkl. zu Beginn BWZ Kinder 
      2. Aufrechnungserkl. zu Beginn BWZ 
      3.Aufrechnungserkl. zu Beginn BWZ mehrerer Erkl. 
      4. Aufrechnungserkl. zu Beginn BWZ Darlehen 
 Anordnung der sofortigen Vollziehung   
 Nr. 2 und Nr. 5 sind immer zu verwenden  
 Nr. 1 nur wenn die Aufrechnung gegenüber minderjährigen 

Kindern erklärt werden soll  
 Nr. 3 nur wenn bereit alte Aufrechnungserklärungen 

vorliegen und mit der neuen Aufrechnung der Höchstbetrag 
von 30 % überschritten wird  

 Nr. 4 nur wenn eine Darlehenstilgung vorliegt und mit der 
Aufrechnung der Höchstbetrag von 30 % überschritten wird 



Ermessen 
 Entschließungsermessen = Behörde soll die Wahl 

haben, ob sie aufrechnen möchte oder nicht 
 muss ausgeübt werden, sonst VA rechtswidrig 
 Satz hierzu in Bescheidvorlage bzw. Textbaustein 

enthalten, der aber ergänzt werden muss  
 Prüfungspunkte: Geeignetheit, Erforderlichkeit und 

Angemessenheit der Maßnahme (Aufrechnung) zur 
Erreichung des Zweckes (Erstattung der Leistungen)  

 keine Aufrechnung: bei überschuldeten (keine 
privaten Schulden) Leistungsempfänger mit kleinen 
Kindern in der BG – Anspruch muss gestundet werden 

 Mustertext in RS Nr. 22/2011 – Verfahrenshinweise 
zur Aufrechnung 







PÄUSCHEN 



Vorläufige Bewilligung 
 
 WANN wendet man sie an? 
    - wenn die persönlichen und/oder wirtschaftlichen Verhältnisse  noch 

nicht vollständig feststehen 
    - der Anspruch aber mit hinreichender Wahrscheinlichkeit besteht  
    - und die Ermittlungen voraussichtlich längere Zeit in Anspruch nehmen 
 
 WO findet man sie? 
     - im Gesetz: § 40 Absatz 2 Nr. 1 SGB II i. V. m. § 328 SGB III 
     - in comp.ASS: in der LSB  
 
 WIE wendet man sie an/Verfahren? 
     - der Textbaustein wird im Bewilligungsbescheid und in allen 

Änderungsbescheiden eingefügt 
     - soll ein Änderungsbescheid erlassen werden, so muss auch dieser 

vorläufig ergehen  



Endgültige Festsetzung 
 WO findet man sie? 
     - im Gesetz: § 40 Absatz 2 Nr. 1 SGB II i.V.m. § 328 

SGB Absatz 2 und Absatz 3 III 
     - in comp.ASS: im Briefeditor unter lfd. LSB „Endg. 

Festsetzung vorl. Leistungen“ 
 WANN wendet man sie an? 
     - wenn die persönlichen und/oder wirtschaftlichen 

Verhältnisse vollständig feststehen  
     - am Ende des vorläufigen BWZ, eine monatliche 

endgültige Festsetzung führt zu einer Vielzahl von 
Bescheiden, die alle mit einem Widerspruch 
angegriffen werden können 



Endgültige Festsetzung 
 WIE wendet man sie an? 
 
     - der Bescheid ist ggü. allen volljährigen BG-Mitgliedern 

zu erlassen 
     - eine Aufhebung des ursprünglichen 

Bewilligungsbescheids über § 45 bzw. § 48 SGB X ist 
nicht erforderlich 

     - der zu erstattende Anspruch kann aufgerechnet werden 
     - eine Nachzahlung in einem einzelnen oder mehreren 

Leistungsmonat/en muss ausgezahlt werden, eine 
Verrechnung mit entstandenen Überzahlungen aus 
anderen Monaten ist nicht möglich 

   







Vorläufige Zahlungseinstellung 
 WO findet man sie?  
      - im Gesetz: § 40 Abs. 2 Nr. 4 SGB II i.V.m. § 331 SGB III 

 WANN wendet man sie an?                                        
- bei Kenntnis von Tatsachen, die den  Anspruch auf SGB II-
Leistungen entfallen lassen und                                               
- der Bescheid deshalb mit Wirkung für die Vergangenheit 
aufzuheben ist 

 WIE wendet man sie an? 
      - die Leistung kann vorläufig ganz oder teilweise ohne Erlass  

eines Bescheides eingestellt werden  
      - hat der Leistungsberechtigte nicht selbst die Tatsachen 

angegeben, die zum Wegfall des Anspruchs führen, so muss er 
über die vorläufige Zahlungseinstellung und deren Gründe 
benachrichtigt werden                                                                      
 

    
 



Vorläufige Zahlungseinstellung - 
Rechtsfolgen 

 Einstellung der Zahlung der SGB II-
Leistungen – ganz oder teilweise 

 Erlass des Aufhebungsbescheids gem. § 45 
oder § 48 SGB X (mit Wirkung für die 
Vergangenheit) innerhalb von zwei 
Monaten ab Kenntnis der 
Aufhebungstatsachen 

 Erfolgt keine Aufhebung des 
Bewilligungsbescheids innerhalb von zwei 
Monaten muss die Leistung nachgezahlt 
werden 
 



SONSTIGES 
 Abänderung von Widerspruchsbescheiden 

durch die LSB          
   - grundsätzlich nach gerichtlichen Vergleichen / 

rechtskräftigen Urteilen, bei begründeten Anträgen gem. 
§ 44 SGB X   

 Übersendung von Änderungsbescheiden an die 
Widerspruchsstelle bzw. an das Sozialgericht                 
- wurde Widerspruch eingelegt und ergeht dann ein 
neuer Änderungsbescheid, der den mit dem Widerspruch 
angegriffenen Bescheid abändert oder ersetzt, dann 
muss dieser neue Änderungsbescheid der 
Widerspruchsstelle bekannt gegeben werden -> 
entweder als Aufgabe in comp.ASS oder Hinweis in E-
Mail. Im Klageverfahren sind die Bescheide an das 
Sozialgericht zu senden.    

 
 
 



Sonstiges 
 Möglichkeit des Erlass eines 

Änderungsbescheids während des 
Widerspruchsverfahrens?                               

     Muss der mit einem Widerspruch angegriffene Bescheid 
(bpsw.wegen KdU) hinsichtlich eines Teils abgeändert 
werden, der nicht Gegenstand des 
Widerspruchsverfahrens ist (bspw.aufgrund einer 
Änderung des Einkommens) so kann diese Änderung 
durch die LSB vorgenommen werden. Die 
Widerspruchsstelle ist über den Erlass des 
Änderungsbescheids zu informieren. Handelt es sich um 
denselben Streitgegenstand (bspw. Einkommen) oder 
wurde der Widerspruch nicht begründet und es erfolgt 
eine Änderung (des Einkommens) sollte eine 
Rücksprache mit der Widerspruchsstelle erfolgen. 
 
 



Sonstiges 
 Bitte darauf achten, dass   
-    jeder neue Bewilligungszeitraum auch mit dem 

Bewilligungsbescheid aus comp.ASS beschieden wird 
(kein Änderungsbescheid) 

- die beigefügten Berechnungsgänge eines 
Änderungsbescheids mit dem Änderungszeitraum 
übereinstimmen (Bsp. im BWZ 01.01. – 30.06. erfolgte 
Änderung zum 01.02., Berechnungsgänge wurden erst 
ab Juni beigefügt)  

- auf jeden Antrag eine Bescheidung erfolgt 
- die Leistungen nicht ohne Bescheid bewilligt werden 
- Betriebskosten im Monat nach dem Zufluss anzurechnen 

sind 
 
 
 
 
 
 



Sonstiges 
 Bitte darauf achten, dass 
 
- der Leistungsantrag von allen im Haushalt lebenden 

volljährigen Personen unterschrieben werden muss 
 

- bei der vorläufigen Bewilligung von SGB II-Leistungen 
aufgrund vorhandenen Vermögens und späteren Feststellung, 
dass tatsächlich einzusetzendes Vermögen vorhanden ist, eine 
endgültige Festsetzung erfolgen muss. Im Rahmen dieser 
endgültigen Festsetzung müssen die Leistungen dann als 
Darlehen bewilligt und die Eintragung einer Grundschuld 
gefordert werden 
 

- eine Rückforderung von Leistungen gem. § 66 Abs. 1 SGB I 
mit Wirkung für die Vergangenheit nicht möglich ist. 
„Entziehen“ der Leistungen meint, dass eine bereits bewilligte 
Leistung mit Wirkung für die Zukunft nicht ausbezahlt wird. 

 



Sonstiges 
 Bitte darauf achten, dass 
 
- für einen erfolgreichen Antrag gem. § 44 SGB X keine 

Anwaltskosten erstatten werden 
 
- in einem Rückforderungsbescheid mehrere BWZ beschieden 

werden können 
 

- bei Rückforderungen in den Fällen, in denen der 
Leistungsberechtigte aufgrund seines Einkommens keinen SGB 
II-Leistungsanspruch mehr hat, aber sein Einkommen nicht die 
KV/PV-Beiträge abdeckt, ist der Zuschuss zur KV/PV zu prüfen 
und die Tabelle aus dem Rückforderungsbescheid für den 
betroffenen Zeitraum zu entfernen. Bitte bei Rückfragen die FA 
(Frau Sermond) kontaktieren! 

 



E N D E 
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